
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Editorial 
 
Sehr geehrte Damen und Herren des National- und Ständerats 
 
 

Die Legislatur neigt sich dem Ende zu und damit enden vier Jahre, in denen sie 
neben der Bewältigung einer Pandemie auch die Frage hätten beantworten 
wollen, wie Qualität, Patientensicherheit und Kostendämpfung am besten un-
ter einen Hut zu bringen wären. Sie können auf diese Frage keine abschlies-
sende Antwort liefern. So wird es uns weiterhin beschäftigen, wie das, im in-
ternationalen Vergleich, nach wie vor führende Schweizer Gesundheitswesen 
weiterentwickelt und modernisiert werden kann. Wir schätzen den dazu statt-
findenden, guten Austausch mit ihnen und möchten diesen auch im Wahljahr 
und in der kommenden Legislatur pflegen. In der anstehenden Frühjahrsses-
sion beraten wir sie gerne wieder über diverse wichtige gesundheitspolitische 
Themen. Gerne äussern wir uns im Folgenden unter anderem zur Ausnahme 
vom Zulassungsstopp bei nachgewiesener Unterversorgung, der Kosten-
bremse-Initiative sowie zur Prämien-Entlastungs-Initiative. 
 
Die FMCH setzt sich für ein nachhaltig finanzierbares Gesundheitswesen ein, 
das allen Einwohnerinnen und Einwohnern der Schweiz den Zugang zu quali-
tativ hochstehender medizinischer Versorgung ermöglicht. Wir glauben, wer 
Kosten dämpfen will, muss in die Qualität investieren. 
 
Ich wünsche ihnen eine gute Lektüre und freue mich auf den Austausch zu 
gesundheitspolitischen Themen. 
 
HERZliche Grüsse 
 
 
Prof. Dr. med. Michele Genoni 
Präsident FMCH  
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Ausnahmen von der dreijährigen 

Tätigkeitspflicht bei nachgewiese-

ner Unterversorgung – wichtig für 

die Versorgungssicherheit 
Die mit der Pa. Iv. vorgesehenen Ausnahmen von der dreijährigen Tätigkeits-

pflicht bei einer nachgewiesenen Unterversorgung sind sinnvoll. Es ist richtig, 

Ärztinnen und Ärzte mit den Weiterbildungstiteln Allgemein Innere Medizin, 

Praktischer Arzt oder praktische Ärztin, Kinder- und Jugendmedizin sowie Kin-

der- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie vom Nachweis der dreijähri-

gen Tätigkeitspflicht zu befreien. 

 

Als FMCH betonen wir die Wichtigkeit von möglichen Ausnahmen, nur so kann 

auch bei geltendem Zulassungsstopp die Versorgungssicherheit in der Schweiz 

gewährleistet werden. Mit Blick in die Zukunft muss zudem längerfristig si-

chergestellt werden, dass genügend Ärztinnen und Ärzte ausgebildet und 

schliesslich auch zugelassen werden. Ein Zulassungsstopp, wie ihn das Parla-

ment nun definiert hat, müsste deshalb auf Kriterien beruhen, welche auch 

die Möglichkeit fehlenden Ärztenachwuchses und eine damit drohende Un-

terversorgung miteinbeziehen: Wir beobachten mit Sorge, wie der zuneh-

mende Bedarf an ärztlichem Personal in der Schweiz immer weniger von den 

verfügbaren Fachleuten gedeckt werden kann. Der Mangel ist je nach Spezial-

gebiet und Region unterschiedlich ausgeprägt. Wir sind deshalb der Auffas-

sung, dass die Kantone zwingend die Freiheit benötigen, bei Bedarf – und da-

bei auch bei sich erst abzeichnender Unterversorgung – Ausnahmen zu täti-

gen. Wir bitten Sie deshalb, die Umsetzung der parlamentarischen Initiative 

dahingehend anzupassen, dass auch die mögliche Unterversorgung in einigen 

Kantonen berücksichtigt wird. 

 

Wir geben zu bedenken, dass es, insbesondere regional, auch in Bezug auf spe-

zialärztliche Fachgebiete einen Versorgungsengpass geben könnte. Aus die-

sem Grunde wären Überlegungen nötig, die Berücksichtigung möglicher Un-

terversorgung nicht auf die erwähnten drei Fachgebiete zu limitieren, und den 

Kantonen hier zusätzlichen Spielraum zu gewähren. 

 

 

Umsetzung Zulassungsstopp – 
keine Höchstzahlen einführen 
 
Erstmals liegt eine nationale, verbindliche Gesetzesbasis zur Einführung eines 

Zulassungsstopps vor. Dabei sollten Kantone unter anderem regionale Versor-

gungsgrade beachten, welche von den Bundesbehörden definiert wurden. Die 

FMCH betont: Die Kantone sind angehalten, allfällige Entscheide mit Augen-

mass und höchster Vorsicht zu fällen. Die Einführung von Höchstzahlen etwa 

würde dazu führen, dass junge Medizinerinnen und Mediziner gar nicht ins 

Berufsleben eintreten könnten – und mittel- bis langfristig würden Studie-

rende gar davon abgehalten, den Arztberuf zu ergreifen. Mit anderen Worten: 

Allfällige Zulassungsbeschränkungen müssten auf validen Daten beruhen, sie 

dürfen nicht erfolgen, wenn damit die Versorgungssicherheit und die 

Wichtige Geschäfte  
Frühjahrssession 2023 
 

Ständerat 

02. März  

• 22.431 Pa. Iv. Ausnahmen von der dreijährigen 

Tätigkeitspflicht gemäss Artikel 37 Absatz 1 KVG 

bei nachgewiesener Unterversorgung 

• 22.3869 Mo. Förderung von Forschung und The-

rapie für spezifische Frauenkrankheiten 

• 21.3294 Mo. Erstellen und Bewirtschaften von 

Medikationsplänen zur Erhöhung der Medikati-

onsqualität und Patientensicherheit von poly-

morbiden Patientinnen und Patienten 

06. März 

• 22.3868 Mo. Gender-Medizin. Schluss mit 

Frauen als Ausnahme in der Medizin 

14. März  

• Evtl. 22.431 Pa. Iv. Ausnahmen von der dreijähri-

gen Tätigkeitspflicht gemäss Artikel 37 Absatz 1 

KVG bei nachgewiesener Unterversorgung 

• 21.067 Für tiefere Prämien – Kostenbremse im 

Gesundheitswesen (Kostenbremse-Initiative). 

Volksinitiative und indirekter Gegenvorschlag 

(Änderung des Bundesgesetzes über die Kran-

kenversicherung) 

15. März 

• 22.4314 Ip. Sicherstellung einer qualitativ hoch-

wertigen Schweizer Gesundheitsversorgung 

• 22.4341 Ip. Eidgenössische Qualitätskommission 

(EQK). Wie können Patientenbeteiligung und 

Qualität im Gesundheitswesen verbessert wer-

den? 

• 22.4370 Ip. Booster für das elektronische Patien-

tendossier 
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Versorgungsqualität gefährdet wird und sie dürfen die Aus- und Weiterbildung 

von Ärztinnen und Ärzten nicht beeinträchtigen. 

 

 

Kostenbremse-Initiative – keine 

staatliche Ausgabenregelung 
Die Initiative fordert, dass der Bundesrat zusammen mit den Kantonen Mass-

nahmen zur Kostenreduzierung ergreift, wenn das Wachstum pro versicherte 

Person zwei Jahre nach Annahme der Initiative um 20 % über der Nominalloh-

nentwicklung liegt. Der Bundesrat hat hierzu einen indirekten Gegenvorschlag 

verabschiedet. Dieser sieht Kosten- und Qualitätsziele für Leistungen im Ge-

sundheitsbereich für jeweils vier Jahre vor. Auch die Kantone könnten ent-

sprechende Ziele beschliessen. 

 

Die SGK-S stimmte dem von Bundesrat und Nationalrat verabschiedeten indi-

rekten Gegenvorschlag zu, wich aber in wichtigen Punkten davon ab, welche 

die Laboratorien, die Tarife und Health Technology Assessments (HTA) betref-

fen. Wir gehen mit der SGK-S einig, dass die Krankenkasse die Kosten für die 

Analysen inskünftig auch dann übernimmt, wenn kein spezifischer Vertrag mit 

dem ausführenden Privatlabor besteht. Die vom Nationalrat vorgeschlagene 

Bestimmung, im Bereich der Laboratorien Vertragsfreiheit einzuführen, leh-

nen wir ab. Wir begrüssen zudem den Entscheid gegen zusätzliche Kompeten-

zen der Kantone und gegen eine Anpassung des veralteten Tarmed. Zwingend 

notwendig ist vielmehr eine rasche Ablösung des Tarmed durch den moderni-

sierten Tardoc. 

 

Die FMCH positioniert sich weiterhin klar gegen folgenschwere staatlich ver-

hängte Ausgabenregeln, die letztendlich zu Rationierungen im Gesundheits-

wesen führen würden. Wir lehnen deshalb die Initiative wie den indirekten 

Gegenvorschlag ab. 

 

 

Prämien-Entlastungs-Initiative – 

Massnahmen zugunsten Bedürfti-

ger  
Der Ständerat hat in der Wintersession entschieden, nicht auf den indirekten 

Gegenvorschlag der Prämien-Entlastungs-Initiative einzutreten. Ziel ist es die 

steigenden Kosten für Haushalte mit tiefem und mittlerem Einkommen trag-

bar zu machen. Die SGK-N beantragt ihrem Rat, auf den indirekten Gegenvor-

schlag einzutreten.  

 

Die Spezialärzteschaft anerkennt den Handlungsbedarf. Wir empfehlen Ihnen, 

auf den indirekten Gegenvorschlag einzutreten und damit das System der Prä-

mienverbilligungen zu optimieren. Dies unter der Bedingung, dass dabei der 

Betrag zur zusätzlichen Prämienverbilligung anhand eines klaren Kriterienka-

talogs definiert wird. Dabei muss der wichtigste Faktor sein, dass eine zusätz-

liche Entlastung bedürftigen Versicherten zugutekommt. 

 

Wichtige Geschäfte  
Frühjahrssession 2023 
 

Nationalrat 

28. Februar  

• 22.431 Pa. Iv. Ausnahmen von der dreijährigen 
Tätigkeitspflicht gemäss Artikel 37 Absatz 1 KVG 
bei nachgewiesener Unterversorgung 

• 21.063 Maximal 10 % des Einkommens für die 
Krankenkassenprämien (Prämien-Entlastungs-
Initiative). Volksinitiative und indirekter Gegen-
vorschlag. 

13. März  

• Evtl. 22.431 Pa. Iv. Ausnahmen von der dreijähri-
gen Tätigkeitspflicht gemäss Artikel 37 Absatz 1 
KVG bei nachgewiesener Unterversorgung 

 



 

Medikationspläne zur Erhöhung 

der Medikationsqualität und Pati-

entensicherheit  
Polymedikationen nehmen mit der steigenden Zahl von chronisch Kranken 

laufend zu. Es ist deshalb zentral, dass alle behandelnden Gesundheitsfach-

personen stets die umfassende Übersicht über die Medikation haben. Wenn 

die Sicherheit von Medikamentenverordnungen verbessert wird, dann kann 

auch eine höhere Qualitätssicherung erreicht werden. Dafür eignet sich insbe-

sondere ein elektronischer Medikationsplan wie z.B. eMediplan. Eine breitere 

Anwendung eines solchen Instruments ist dann möglich, wenn die eMedika-

tion im elektronischen Patientendossier integriert würde. Voraussetzung da-

für ist das funktionierende elektronische Patientendossier, zu welchem die Re-

vision der gesetzlichen Grundlage (EPDG) in diesem Jahr ansteht.  

 

Aus diesen Gründen befürwortet die FMCH die Motion und bittet den Stände-

rat die Vorlage anzunehmen.  

 


